
Fre ie und Hansestadt  Hamburg 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 

BUKEA – Amt Energie und Klima, Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg Amt Energie und Klima 

Per Email anBMWE/IIA5 
Buero-IIA5@bmwe.bund.de 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Wir würden gerne auf folgende Aspekte 
hinweisen wollen: 

Zu § 32 Verpflichtung zur Erstellung von Wärmenetzausbau- und dekarbonisierungsfahrplänen  
Nach § 32 Abs. 1 sind die Wärmenetzausbau- und -dekarbonisierungsfahrpläne der zuständigen 
Behörde vorzulegen. Angesichts der Zielsetzung für das Jahr 2045 halten wir es für erforderlich, eine 
verbindliche Regelung zur regelmäßigen Überarbeitung dieser Fahrpläne einzuführen. Wir regen 
daher an, § 32 Abs. 1 dahingehend zu ergänzen, dass spätestens zehn Jahre nach der letzten Vorlage 
eine Aktualisierung des jeweiligen Fahrplans zu erfolgen hat, die wiederum der zuständigen Behörde 
vorzulegen ist. Dies erscheint insbesondere im Hinblick auf die Fortschreibungspflicht des 
Wärmeplans gemäß § 25 sowie die Berücksichtigung der Wärmepläne nach § 32 Abs. 4 sachgerecht, 
um eine kontinuierliche Anpassung und Steuerung zu gewährleisten. 

Zudem möchten wir auf eine bestehende Regelungslücke hinsichtlich der Durchsetzung der 
gesetzlichen Vorgaben hinweisen. Es fehlt derzeit an einer klaren Vollzugskompetenz, insbesondere 
für den Fall, dass ein Wärmenetzbetreiber keinen oder einen verspäteten Fahrplan einreicht oder sich 
im weiteren Verlauf zeigt, dass die Anforderungen des § 29 nicht eingehalten werden. Um die 
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben sicherzustellen, sollte geprüft werden, wie eine effektive 
Durchsetzung gewährleistet werden kann. Falls auf Bundesebene keine entsprechende Regelung 
geschaffen wird, sollte die Möglichkeit einer Länderöffnungsklausel in Betracht gezogen werden, um 
den Ländern eigene Regelungskompetenzen einzuräumen. 

Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass § 32 WPG die Vorgaben der Energieeffizienzrichtlinie 
(RL (EU) 2023/1791) nicht vollständig umsetzt, da die in der Richtlinie vorgesehene 
Genehmigungsbedürftigkeit der Pläne im Gesetz nicht geregelt ist.  

Das Problem wurde bereits im Gesetzgebungsverfahren zum WPG thematisiert. Insbesondere wird 
in BR-Drs. 614/1/23, S. 4 sowie BT-Drs. 20/865, S. 158 f. darauf hingewiesen, dass der Bundesrat 
die Bundesregierung um die Aufnahme einer Regelung zu Prüfungs- und 
Überwachungskompetenzen der Behörden gebeten hatte. Die Bundesregierung hatte angekündigt, 
diesen Vorschlag zu prüfen; § 32 wurde jedoch nicht mehr geändert. Auch in der 
Bundesratsdrucksache wird dargelegt, dass die Landesregelung dann nicht anwendbar ist. 
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Zu Anlage 1 (zu § 10) Punkt 2:  
Wir regen an, Anlage 1 Nr. 2 dahingehend zu präzisieren, dass das Alter dezentraler 
Wärmeerzeugungsanlagen erfasst werden kann. Das Alter der Heizungsanlagen stellt einen 
entscheidenden Parameter für die Bestandsaufnahme im Rahmen der Wärmeplanung dar. Nur mit 
dieser Information kann eine fundierte Bewertung des Sanierungsbedarfs und der Austauschzyklen 
erfolgen, was wiederum eine zielgerichtete und vorausschauende Planung zentraler 
Versorgungsstrukturen ermöglicht. Die Ergänzung um das Alter der Anlagen erhöht somit die 
Aussagekraft der erhobenen Daten und trägt zu einer verbesserten Planungsgrundlage für die 
Transformation der Wärmeversorgung bei. 

Zu Anlage 1 (zu § 10) Punkt 6: 
Zukünftig soll die Möglichkeit der planungsverantwortlichen Stelle, Abwärmedaten zu erheben, 
ersatzlos entfallen. Dazu wird in der Begründung aufgeführt: 

Die Berechtigung zur Erhebung der Abwärmemengen (bisherige Nummer 4 c) bei den Unternehmen 
entfällt, da diese Daten der Plattform für Abwärme entnommen werden können. Durch die Streichung 
soll bürokratischer Aufwand für die Unternehmen reduziert werden. 

Die Änderung zur Reduktion des bürokratischen Aufwands für Unternehmen aus dem WPG wird 
begrüßt, sofern die Meldeverpflichtungen aus dem EnEfG beibehalten werden.  
Im aktuellen Änderungsentwurf zum EnEfG ist vorgesehen, die Verpflichtung zur Meldung von 
Abwärmedaten zur Verwendung für die Plattform für Abwärme zu streichen und durch eine freiwillige 
Meldung zu ersetzen. Zusammengenommen wird dadurch die Datenverfügbarkeit und -qualität für die 
planungsverantwortliche Stelle der Wärmeplanung perspektivisch stark eingeschränkt. 
Demgegenüber steht ein Aufwand für Industrie- und Gewerbeunternehmen, entsprechende Daten zu 
melden. Vor allem profitieren auch diese Unternehmen von einer hohen Qualität der Wärmeplanung, 
die mit der vorgesehenen Änderung im EnEfG gemindert würde. 
Insgesamt ist die Änderung im EnEfG als nicht verhältnismäßig anzusehen, da die darauf basierende 
Wärmeplanung perspektivisch eingeschränkt würde.  

Sollte die Stellungnahme zum EnEfG keine Berücksichtigung finden und die Meldeverpflichtung 
entfallen, ist im WPG zumindest die Möglichkeit einer Erhebung der Abwärmedaten durch die 
planungsverantwortliche Stelle beizubehalten. 

Des Weiteren bitten wir um Prüfung, ob nach dem neuen § 10 Abs. 6 auch weiterhin Daten zu 
Abwärmemengen genutzt werden dürfen.  

Mit freundlichen Grüßen 

Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft  


